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Anklaqe:

Der Strafuefehl der staatsanwaltschaft Zürich-Limmat vom '11. August 2O22 isl

diesem Urteil beigehefiet (Urk. 9).

Entscheid der Vorinstanz:
(Urk. 58 S. 28 f.)

'Er üfll ctta :

1. Der Bcsdluldbt€ iC aäuldi, der Nüigung im Shn€ von Art 181 S-IGB'

2. Der Boscfiuldigb wirt ba.üafr mit einrr Gddsüafe yon 15 Tag€s6&en zu Fr. 90.-, wovon

1 Tagcseats ab durcü Hafi gdeisGt gilt

3. Der Vo[zug dst Gel&f# wÜd auts€scfiob€n und dio Ptoö€zsn aut 2 Jdr'! hs0€8&t

4. Die Entldr.lrgrbohr wird ang€satrt aut

Fr. 1'5m.- ; die wsiE €n Ko.§l baüag€tt:

Fr. 1'100.- Gemhr ftr das Vmrst *r€'l.

Afäfigp tEft(! Arslag€ti tbfDsn w.ädialbn-

5. Oir l(üt d.f unbrsudlung und d€3 g.rijrüldl€n vetfdu€m ußtd€fi dGttt B€ldruldi$an

auhfl€gt

6. lMitbilungsnl

7. lR€drEmltb['

Beruftrnosanträqe:
(Prot. ll. S.7)

a) Der Verteidiouno des Beschuldioten (Prot. ll. S. 24 f.):

sei vom Vorwurf der Nötigung vollumfänglich und
kostenlos von Schuld und Strafe freizusprechen.

sei eine Entschädigung wegen unrechtrnässiger
Haft im Betrage von Fr. 300.- zuzusPrechen.

Alles unter Kostenfolge.
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4. Das Honorar sei gemäss Aufstellung sowohl für Vorinstanz als

auch vor Berufungsgerichl zzgl- der heutigen Verhandlung und

Weg zuzusPrechen.

5. Der vorliegende Spruchkörper habe in den Ausstand zu treten'

6. Das Obergericht Zürich habe zufolge institutioneller Befangenheit

in Total in den Ausstand zu treten.

b) nwaltschaft (Urk.85: U 101):

(schriftlich)

Bestätigung des vorinstanzlichen Urteils und Abweisung der Beweis-

anträge.

l. Prozessgeschichte und Prozessuales

1.1 . Mit dem eingangs im Dispositiv wiedergegebenen urteil des Einzelgerichts

am Bezirksgericht Zürich, 10. Abteilung, vom 11. Januar 2023 wurde der Beschul-

digte der Nötigung schuldig gesprochen und mit einer bedingten Geldstrafe bestraft

(urk. 58 S. 28). Gegen diesen Entscheid meldete der Beschuldigte zunächst münd-

lich am 11. Januar 2023 (Prot. I S. 53) und sodann schrifilich mit Eingabe vom

13. Januar 2023 (Urk. 54) und somit innert gesetzlicher Frist Berufung an'

1.2. Mit Eingabe vom 13. Januar2023 (Urk.67) liess der Beschuldigte durch

seine verteidigung - nebst der Berufungsanmeldung - ein Ausstandsbegehren

gegen das zücher obergericht wegen institutioneller Befangenheit stellen,

welches er bereits vorsorglich mit Eingabe vom 7. Dezember 2022 für den Fall

eines schuldspruchs gestellt hatte (urk. 60/3). Weiter beantragte er die Zu-

sammenlegung von sämtlichen weiteren verfahren, welche wegen der Klima-

protestaktion vom 4. Oktober 2o21 an der Uraniastrasse in zürich geführt würden

sowie die sistierung des Verfahrens. Die Berufungserklärung reichte der Be-

schuldigte mit Eingabe vom 17. Januar 2023 ein (urk. 64); mithin noch bevor ihm

die schriftliche urteilsbegründung der Vorinstanz zugestellt worden war. Mit

Der S
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schreiben vom 19. Januar 2023 teilte der obergerichtspräsident der Verteidigung

mit, dass aufgrund der angemeldeten Berufung zunächst die schriftliche Be-

gründung des urteils abgewartet werde, mit dessen Zustellung die Frist zur

Berufungserklärung zu laufen beginne. Anschliessend würden die Akten dem

obergericht übermittelt und erst mit Eingang des begründeten urteils und der Akten

gehe die Verfahrensleitung an das obergericht über. solange werde seine Eingabe

pendent gehalten (urk.71). Das schriftliche urteil wurde dem Beschuldigten und

der staatsanwaltschaft am 20.Mär22023 zugestellt (urk.5711-2). Der Beschul-

digte monierte mit Eingabe vom 22. Mä22023. dass das obergericht sich

geweigert habe, sein Ausstandsbegehren vom 1 3. Januar 2O23 und die Berufungs-

erklärung vom 17. Januar 2023 entgegenzunehmen (urk. 74). Gleichzeitig reichte

er am 22. März 2023 erneut ein Ausstandsbegehren ein (Urk. 74). Gleichentags

gingen die Akten beim obergericht ein. Mit Beschluss vom 14. April 2023 wurde

das Ausstandsbegehren abgewiesen (urk. 81). Der Staatsanwaltschaft wurde mit

Präsidialverfügung vom 28. April 2023 Frist angesetä, um Anschlussberufung zu

erklären oder um begründet ein Nichteintreten auf die Berufung zu beantragen

(urk.83). Die gleiche Frist wurde dem Beschuldigten und der staatsanwaltschaft

angesetzt, um zur DurchfÜhrung eines schriftlichen Berufungsverfahrens stellung

zu nehmen. Ebenfalls wurde dem Beschuldigten Frist angesetä, um dem Gericht

das Datenerfassungsblatt sowie diverse unterlagen einzureichen' Die staats-

anwaltschaft hat mit Eingabe vom 8. Mai 2023 innert Frist mitgeteilt, dass sie auf

eine Anschlussberufung verzichte und gegen ein schriftliches verfahren nichts

einzuwenden habe (urk.85). Am 15. Dezember 2023 wurde zur heutigen Beru-

fungsverhandlung vorgeladen (urk.86). Mit Eingabe vom 8. Januar2124 und

erneut mit Eingabe vom 7. Februar 2024 swie vom 8. Februar 2024 beanlragle

die Verteidigung Akteneinsicht, inklusive der Audiodatei der Hauptverhandlung vor

vorinstanz (urk. 89, Urk. 91 und urk. 93). Die AKen wurden der Verteidigung am

10. Januar 2024, am 8. Februar2024 sowie am 12. und am 14.Februar2024

zugestellt (Urk.92; Urk.95). Mit Eingabe vom 20. Februar2O24 stellte die Ver-

teidigung diverse Beweisanträge (urk. 96). Der Staatsanwaltschaft wurde mit

Präsidialverfügung vom 21. Februar 2024 Frist angesetä, um zu den Beweis-

anträgen Stellung zu nehmen (Urk' 99).



5

l.3.ZurBerufungsverhandlungerschienderBeschuldigteinBegleitungseiner

Verteidigung. Der Beschuldigte sowie die Verteidigung erklärten sich nach der Par-

teiverhandlung damit einverstanden, dass das urteil zu einem späteren Zeitpunkt

eröffnet werde, womit die Urteilsberatung am 2. April 2024 stallfand (Prot' ll S 27)'

Für die gleichentags angesetzte urteilseröffnung (urk. 106) wurde die Ladung ab-

genommen(Urk.114A),nachdemderBeschuldigteweitereUnterlageneinreichte

und beantragte, die eingereichten unterlagen seien für die urteilsfindung zu be-

rücksichtigen (Urk. 108-Urk. 1 12). Das Ausstandsbegehren gegen den Spruchkör-

per(Antrag4tfierS.)wurdeam2-April2o24andiell.Strafkammerdesober-

gerichtsdesKantonsZürichüberwiesen(Urk.113).DasAusstandsgesuchgegen

das obergericht des Kantons ZÜrich (Antrag Ziffer 6.) wurde mit Beschluss abge-

wiesen (Urk. 120). Nach wiederaufgenommener Urteilsberatung am 5' April2O24

fällte das Gericht gleichentags das urteil, welches dem Beschuldigten sowie der

Verteidigung am 18. Aprll2o}4 mündlich eröffnet und erläutert wurde (Prot. ll

s. 29 ff.).

l.4.DieVerteidigunghatdieBerufungnichtbeschränK(Urk.64;Prot.llS.Tund

S.10;Art.399Abs.4StPo).DieAnklagebehördebeantragtdieBestätigungdes

angefochtenen Entscheids (urk. 85). Demnach ist im Berufungsverfahren das vor-

instanzliche Urteil vollumfänglich angefochten (vgl' Art 404 Abs' 2 SIPO)'

1.5. Soweit für die tatsächliche und die rechtliche Würdigung des eingeklagten

Sachverhaltes auf die Erwägungen der Vorinstanz verwiesen wird, so erfolgt dies

inAnwendungvonArt-82Abs.4StPo,auchohnedassdiesjeweilsexplizit
EMähnungfindet.AufdieArgumentedesBeschuldigtenistimRahmendernach-

stehenden Erwägungen einzugehen. Das rechtliche Gehör nach Art' 29 Abs 2 BV

verlangt, dass die Behörde die Vorbringen dervon einem Entscheid in ihrer Rechts-

stellung Betroffenen auch tatsächlich hört, prüft und in ihrer Entscheidfindung be-

rücksichtigt. Nicht erforderlich ist, dass sie sich mit allen Parteistandpunkten ein-

lässlich auseinandersetä und .iedes einzelne Vorbringen ausdrücklich widerlegt'

Vielmehr kann sie sich auf die für den Entscheid wesentlichen Punkte beschränken'

Es müssen wenigstens kuz die Überlegungen genannt werden, von denen sich die
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Behörde hat leiten lassen und auf die sich ihr Entscheid stützt (BGE 141 lV 249

E. 't .3. 1 ; BGE 1 39 lV 179 E. 2.2; BGE 1 38 lV 81 E. 2.2; ie mit Hinweisen)'

2.l.DieteilweisebereitsvorVorinstanzsowiemitEingabevom20.Februar
2024gestelltenBeweisanträge(Urk.7511',vgl'Urk'96,Urk'30'Urk'34und
urk. 45 f.) wurden vom Gericht vorgängig zur Berufungsverhandlung beraten und

zu Beginn der Parteiverhandlung eröffnet und mündlich begründet. lm Ergebnis

wurden die Beweisanträge abgewiesen. Es wird dazu auf das Protokoll venriesen

(Prot. ll s. 8 ff.), soweit nachfolgend nicht darauf einzugehen ist. Anlässlich der Be-

rufungstelltedieVerteidigungweitereBeweisanträgeundbeantragte,dassdas

Gericht über diese unvezüglich entscheide. Nach durchgeführter Beratung wurden

diese neuen Anträge ebenfalls abgewiesen,

(Prot. ll S. 10 ff.).

wozu auf das Protokoll verwiesen wird

2.2-ZumnachgereichtenAntragderVerteidigung,dieAnfragevonfünfUNo

Sonderberichterstatter an die Schweiz sowie die Medienmitteilung von Amnes§

lnternational dazu seien bei der Urteilsfindung zu berücksichtigen (Urk' 108-

urk. 112), kann Folgendes ausgeführt werden: Die Anfrage betrifft nicht den Be-

schuldigten, sondern bezieht sich auf andere Demonstrierende. Beim schreiben

der UNO-Sonderberichterstatter handelt es sich sodann lediglich um eine Anfrage

an die schweizer Regierung, worin aufgrund zugetragener lnformationen Annah-

men getroffen wurden ([...] nous souhaiterions attirer I'aftention du Gouvemement

de votrc Excellence sur des informations que nous avons regues ["J.; Urk. 110

s. 1). Das schreiben enthält keine Fakten (sans voutoir prejuger de l'exactitude

desaltögationsct-dessus,[...];Urk.11oS.3),womitdiesesmangelsBeweischa-

raKer im vorliegenden Verfahren keine Beritcksichtigung findet. Nichts anderes gilt

im übrigen für die Medienmitteilung von Amnesty lnternational, welche lediglich die

Anfrage der uNo sonderberichterstatter thematisch aufnimmt und kommentiert.
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ll, Sachverhalt

1. Zum Anklaoevorwurf

Dem Beschuldigten wird im strafbefehl der staatsanwaltschaft ZÜrich-Limmat

vom 11. August 2022 (Urk.9) vorgeworfen, dass er am 4' Oktober202l' ca'

12.19 Uhr bis ca. '1 5.37 Uhr, an der uraniastrasse in 8001 Zürich Teilnehmer einer

illegalen Demonstration gewesen sei. Dabei habe er mit weiteren Demoteilnehmen-

den den strassenverkehr lahmgelegt. Er habe sich mit seinem Tun hinter die Ziele

der umweltschutzbewegung "Extinction Rebellion" gestellt, welche ZÜrich lahmzu-

legen beabsichtige und habe damit seinen eigenen willen über denjenigen der Be-

völkerung gestellt. Damit habe er zahlreiche Verkehrsteilnehmende (u.a' die Ver-

kehrsbetriebe Zürich als Dienstabteilung der Geschädigten stadt Zürich) dazu ge-

zwungen, ungewollt einen umweg einzuschlagen oder im stau stecken zu bleiben

und Zeit zu verlieren. Diese seien dazu gezwungen worden, ihre ursprünglichen

Pläne dieser situation anzupassen, was der Beschuldigte zumindest für möglich

gehalten und dennoch in Kauf genommen habe.

2. Anerkannte r und bestritte ner Sachverhalt

2.1 . Der Beschuldigte anerkannte den sachverhalt insofem, als er am besagten

TagzubesagterZe|lambesagtenortgewesensei.EsseiaberkeineDemon-

stration gewesen, sondern eine Aktion des zivilen ungehorsams (Prot. I S. 17 f.).

Er räumte ein, dass zur besagten Zeit kein verkehr mehr die uraniastrasse habe

passieren können. Er bestritt aber, dass es Menschen gegeben habe' die gezwun-

gen worden seien, ungewollt einen umweg einzuschlagen oder im stau stecken zu

bleiben und dadurch Zeit verloren hätten (Prot. I S. 23). Weiter bestritt der Be-

schuldigte, dass er sich "aufgrund eines onlineaufrufes der umweltorganisation

',Extinction Rebellion"' zum besagten ort begeben habe. Auch bestritt er, dass es

eineAnkündigunggegebenhätte,denVerkehrderStadtZürichlahmzulegen;bzw.

dassdiesnichtdemletäenStandderAnkündigungentsprechenwürde.Soseies

nicht um eine Lahmlegung des Verkehrs gegangen, sondern um eine Protestaktion

an gezielten Punkten. Bei "Extinction Rebellion" handle es sich nicht um eine

umweltschutzbewegung, sondern um "eine selbstorganisierte, dezentralisierte,



internationale und politisch unabhängige Bewegung, die gewaltfreien zivilen wider-

stand einsetzte, um Regierungen dazu zu bewegen, auf gerechte Art und weise

auf die ökologische Krise und den Klimanotstand zu reagieren" (Prot. I S. 20 f.).

2.2. Anlässlich der Berufungsverhandlung machte der Beschuldigte von seinem

Aussageverweigerungsrecht Gebrauch, verlas jedoch ein umfangreiches Plädoyer

(Prot. ll s. 10; mehr zum standpunkt des Beschuldigten vgl. nachfolgend Ziff. 5.1).

3. Urte il der Vorinstanz

Die Vorinstanz kam in tatsächlicher Hinsicht zusammengefasst zum schluss'

dass sich der sachverhalt in Bezug auf die wesentlichen Punkte hinreichend er-

stellen liesse, wie er von der staatsanwaltschaft in der Anklageschrift umschrieben

worden sei (Urk. 58 S.7).

4. Beweism ittel

Als Beweismittel liegen die Einvernahmen des Beschuldigten (urk. 2; Prot. I

s. 17 ff.), die Polizeirapporte (urk. 1 und Urk. 5), die Fotodokumentation der Polizei

(urk. 3) sowie diverse vom Beschuldigten eingereichte Unterlagen (urk. 35/1-11

und urk. 441,1-3), unter anderem das Gesuch zur Bewilligung einer politischen Ver-

anstaltung (urk. 35/2), im Recht. Auf die genannten Beweismittel wird im Folgen-

den einzugehen sein, soweit sie für die Urteilsfindung relevant sind'

5. Beweiswürdiqunq

5.1 . Der Beschuldigte anerkannte, sich im Rahmen der Demonstration vom

4. oktober 2021 von 12.19 Uhr bis ca. 15.37 Uhr auf der uraniastrasse in Zürich

aufgehalten und diese strasse blockiert zu haben. Auch anlässlich der Berufungs-

verhandlung bestritt er dies nicht (Prot. ll s. 17f.; vgl. auch urk. 104 S. I, S.26

und s.38). Hingegen wurde vom Beschuldigten geltend gemacht, er sei keinem

,'onlineaufruf' gefolgt und es sei nie das Ziel gewesen, den Verkehr lahmzulegen,

mithin seien keine Verkehrsteilnehmer behindert (blockiert) worden. Ferner stellte

er die vorinstanzlich festgestellte Dauer der Protestaktion in Frage (Urk. 104

s. I ff.).

B
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5.2. Die Anwesenheit des Beschuldigten an der Demonstration zum fraglichen

Zeitpunkt an der uraniastrasse deckt sich mit den Fotoaufnahmen der stadtpolizei

Zürich und den vom Beschuldigten eingereichten Fotos. Der Beschuldigte ist darauf

gut erkennbar, unter anderem hält er zusammen mit anderen Teilnehmenden ein

Transparent mit den worten "wlR woLLEN LEBEN' in die Luft (urk. 3 Fotos 3-6;

urk. 4411). Die Demonstration war nicht bewilligt worden (vgl. urk.35/2 und

urk. 35/6). Ob der Beschuldigte einem onlineaufruf gefolgt ist, lässt sich nicht er-

stellen, ist jedoch letztendlich irrelevant. Dem Beschuldigten wird ein individuelles

Verhalten vorgeworfen. Er war zum fraglichen Zeitpunkt an der uraniastrasse und

hat an der Demonstration teilgenommen. Erstellt und unbestritten ist somit, dass

der Beschuldigte ab 't2.19 Uhr bis mindestens 14.30 Uhr (Beginn der Auflösung)

an der uraniastrasse an der strassenblockade teilgenommen hat. Er konnte damit

während rund zwei Stunden seinen Willen kundtun.

5.3. Der Beschuldigte wendete ein' er habe ab den ersten Verhaftungen um ca'

14.45 Uhr (er selber sei erst um ',|5.37 Uhr verhaftete worden) seit drei stunden die

Uraniastrasse nicht mehr verlassen können und er sei innerhalb einer Sperzone in

öffenflicher Haft gewesen (urk. 104 S.39), damit sei er "eingekesself'gewesen

(Prot.ll-S.18).Hierzumussgesagtwerden,dassesdemBeschuldigtejedezeit

offengestanden wäre, selbständig die Fahöahn zu verlassen und auf das Trottoir

auszuweichen. Der Beschuldigte verblieb jedoch auf der Fahrbahn, bis er von der

Polizei von dort abgeführt wurde (Urk. 3 S. 3).

5.4. Erstellt ist, dass die Fahrbahn der uraniastrasse durch den Beschuldigten

und die anderen Demonstranten blockiert wurde (Urk' 3)' Aus diesem Grund

musste der strassenverkehr von der Polizei grosszügig umgeleitet werden. Die

uraniastrasse ist eine wesentliche Hauptverkehrsachse in der lnnenstadt von

Zürich, welche nachmittags nicht nur durch den Berufsverkehr sehr stark befahren

ist, sondern auch durch Zu- und wegfahrten aufgrund der vielen Einkaufsläden.

Damit ist auch gerichtsnotorisch, dass verkehrsteilnehmer, die zu dieser Tageszeit

auf der uraniastrasse hätten fahren wollen, ungewollt einen anderen weg bzw'

umweg einschlagen mussten oder im stau stecken blieben und dadurch Zeit ver-
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loren haben. Dasselbe gilt auch für den von Rückstau betroffenen öffentlichen Ver-

kehr. Wenn die Uraniastrasse blockiert wird, muss auch dieser - soweit überhaupt

möglich - auf andere Routen ausweichen, was unweigerlich zu Zeitverlust führt.

Die Aktion war angekÜndigt worden und bezweckte die umleitung des Verkehrs

samt dadurch entstehendem Verkehrsstau, um auf die umweltproblematik auf-

merksam zu machen (vgl. Urk. 35/2 und Urk. 35/7).

5.5. Die Einwände des Beschuldigten, dass keine Lahmlegung des Verkehrs

bezweckt worden sei, sondern dass es sich um eine ProtestaKion an gezielten

Punkten gehandelt habe, erübrigt sich damit. ob es sich bei "Extinction Rebellion"

nicht um eine umweltschutzbewegung, sondern um "eine selbstorganisierte, de-

zentralisierte, internationale und politisch unabhängige Bewegung, die gewaltfreien

zivilen widerstand einsetzt, um Regierungen dazu zu bewegen, auf gerechte Art

und weise auf die ökologische Krise und den Klimanotstand zu reagieren" handelt,

spielt letälich fiir die Frage eines allfälligen strafbaren Verhaltens des Beschul-

digten keine Rolle. Auch ist es diesbezüglich irrelevant, ob die Menschen-

versammlung als Demonstration oder Blockade oder dergleichen bezeichnet wird.

5.7. Die Auswirkungen der angekündigten Protestaktion auf den strassen-

verkehrwardem Beschuldigten aufgrund des Gesagten im Voraus schon bewusst.

Er wusste, dass der strassenverkehr blockiert wurde und auch umgeleitet werden

musste. Er wollte dies auch. Ebenso wusste er, dass es sich um eine unbewilligte

Demonstration handelte. Dass die Aktion illegal gewesen sei, wurde vom

Beschuldigten auch nie bestritten (klar sei, dass dle Polizei zum vedassen der

Sfrasse aufgefordert habe; es seien mehrere Abmahnungen ertobt; Urk' 104

s. 39). Er selbst bezeichnete vor der Vorinstanz sein Verhalten als Aktion des

zivilen Ungehorsams und gab an, dass ihm die Möglichkeit, für sein Handeln

5.6. Die unbewilligte Demonstration auf der uranistrasse in Zürich, welche im

Voraus angekündigt war und die zum besagten Zeitpunkt stattfand, die Teilnahme

des Beschuldigten daran sowie die Verkehrsblockade und Verkehrsumleitungen

sind somit erstellt, womit sich diesbezüglich auch weitere Beweiserhebungen

(zeugen Jakob und Miserez; vgl. die Beweisanträge des Beschuldigten, urk. 96)

erübrigen.



angeklagt werden zu können, bewusst gewesen sei (Prot. lS. 17 f.). lm Berufungs-

verfahren beschrieb er sein Verhalten als "Protesthandeln" und als einen sym-

bolischen AK im Sinne des zivilen Ungehorsams und somit als politische

Meinungsäusserung und nicht als gescheiterter Versuch der HerbeifÜhrung eines

Verkehrschaos (Urk. 104 S. 26; S. 32), was letälich nichts am Umstand ändert,

dass sich der Beschuldigte über die Folgen seines Handelns im Klaren war. Der

Sachverhalt ist somit in objektiver und subjektiver Hinsicht erstellt.

1. Der Beschuldigte anerkannte vor Vorinstanz, dass er Teilnehmer der be-

sagten Demonstration war, aber er anerkannte den Vorwurf der Staatsanwaltschaft

nicht (Prot. I S. 19). Sowohl vor Vorinstanz als auch im Berufungsverfahren liess er

durch seine Verteidigung einen vollumfänglichen Freispruch beantragen (Prot. I

S.48; Prot. ll S. 25).

2. Die Vorinsianz hat die rechtlichen Grundlagen zum Straftatbestand der

Nötigung, zum (übergesetzlichen) Rechtfertigungsgrund der Meinungsäusserungs-

und Versammlungsfreiheit, zum Rechtfertigungsgrund der Wahrung berechtigter

lnteressen, zum Sachverhaltsirrtum und zum rechtfertigenden Notstand zutreffend

dargelegt und das Verhalten des Beschuldigten mit zutreffender Begründung unter

den Tatbestand der Nötigung subsumiert (Urk. 58 S. 22). Auf diese AusfÜhrungen

kann zur Vermeidung unnötiger Wiederholungen grundsätzlich verwiesen werden.

Die folgenden Erwägungen erfolgen lediglich zur Ergänzung.

3. Gemäss Art. 181 SIGB wird wegen Nötigung bestraft, wer jemanden durch

Gewalt oder Androhung emstlicher Nachteile oder durch andere Beschränkung

seiner Handlungsfreiheit nötigt, etwas zu tun, zu unterlassen oder zu dulden. Die

Tatbestandsvariante der "anderen Beschränkung der Handlungsfreiheit" muss das

üblicherweise geduldete Mass an Beeinflussung in ähnlicher Weise eindeutig

überschreiten, wie es für die Nötigungsmittel der Gewalt und der Androhung

emstlicher Nachteile gilt. Nicht jedes tatbeständigsmässige Vehalten ist bei Fehlen

von Rechtsfertigungsgrunden auch rechtswidrig. Eine Nötigung ist unrechtmässig,

-11 -

1ll. Rechtliche Würdigung
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wenn das Mittel oder der Zweck unerlaubt ist oder wenn das Mittel zum an-

gestrebten Zweck nicht im richtigen Verhältnis steht oder wenn die verknüpfung

zwischen einem an sich zulässigen Mittel und einem erlaubten Zweck rechts-

missbräuchlich oder sittenwidrig ist (BGE 141 lV 437 E.3.2.1 mit Hinweisen).

Beim Tatbestand der Nötigung gemäss Art. 181 SIGB sind die Gewalt, die An-

drohung ernstlicher Nachteile und die andere Beschränkung der Handlungsfreiheit

die Nötigungsmittel. Das Verhalten, zu dem der Betroffene durch den Einsatz eines

solchen Mittels genötigt wird, d.h. etwas zu tun, zu unterlassen oder zu dulden, ist

im strafrechtlichen Sinne der Nötigungszweck. Von diesem Nötigungszweck ist das

Fernziel der Nötigung zu unterscheiden. lnsbesondere Verkehrsblockaden werden

in der Regel, aber nicht notwendigerweise, im Hinblick auf ein Fernziel veranstaltet'

Die Blockade wird durchgeführt, um auf dieses Fernziel hinzuweisen und ihm

allenfalls näher zu kommen; darin liegt das Motiv der Täter für die Aktion. Das

Fernziel und das Motiv sind im Unterschied zum Nötigungsmittel und zum

Nötigungszweck keine Elemente des Tatbestands der Nötigung (BGE 134 lV 216

E.4.4.1S. 220).

4. Die Teilnehmenden der Demonstration an der uraniastrasse in Zürich am

4. Oktober 2021 haben, indem sie sich in grosser Anzahl auf der uraniastrasse

einfanden und auf dieser verweilten (inklusive des Beschuldigten), die Strasse für

den motorisierten lndividualverkehr gesperrt (Nötigungsmittel)'

Fussgänger, die auf der Fahrbahn verweilen, um den motorisierten verkehr zu

behindern, verstossen gegen das strassenverkehrsrecht (Art.49 des strassen-

verkehrsgesetzes [SVG; SR 741.01], Art. 46 Abs. 1 und 2 und Art' 47 Abs' 1 und 5

der Verkehrsregelverordnung [VRV; SR 741.111). Die Blockade der uraniastrasse

war damit rechtswidrig (vgl. BGer 68_793/2003 vom 24. Mäz 2009 E. 3.2). Die

Blockade erfolgte an einem werktag (Montag, 4. Oktober 2021) und dauerte rund

zwei Stunden. Die betroffenen Verkehrsteilnehmer wurden an der beabsichtigten

Fortbewegung gehindert und wurden gezwungen, vor ort auszuharren oder einen

umweg auf sich zu nehmen. Das ist im strafrechtlichen sinne der Nötigungszweck.

Dies tat der Beschuldigte im Rahmen einer geplanten, vorbereiteten und organi-

sierten Aktion (die nicht bewilligt war; vgl. urk. 35/2 und urk. 35/6), um den Verkehr
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zu blockieren und damit auf das Fernziel (geforderte Verbesserung der umwelt

/Klimapolitik) aufmerksam zu machen. Er zwang die Verkehrsteilnehmer durch sein

verhalten, vor ort zu verharren oder ungewollt einen umweg einzuschlagen. Der

Beschuldigte tat dies wissentlich und willentlich bzw. nahm dies hinsichtlich der

Teilnehmer des motorisierten Privatverkehrs in Kauf. Das Nötigungsmittel und der

Nötigungszweck waren unrechtmässig (vgl. BGE 134|V 216 E. 4.4.3 ff.). Damit hat

der Beschuldigte im sinne der vorinstanzlichen Erwägungen sämtliche objektiven

und subjektiven Tatbestandselemente der Nötigung erfüllt (Urk' 58 S 8 ff')'

S. Mit der Aktion am 4. Oktober 2021 wollte der Beschuldigte die Öffentlichkeit

und die Behörden auf den Klimawandel aufmerksam machen. Er beareckte mit der

Teilnahme an der Demonstration, dass das Problem des Klimawandels endlich

ernstgenommen und wirksame Massnahmen ergriffen würden. Die Aktion war

angekündigt, was der Polizei Vorkehrungen und umleitungen des verkehrs ermög-

lichte. Dennoch wurden die betroffenen Verkehrsteilnehmer des lndividualverkehrs

in ihrer Bewegungsfreiheit stark eingeschränkt. ln zufälliger Art und Weise wurden

Menschen durch diese Aktion getroffen, die selbst nur zu einem Bruchteil für die

von den Demonstranten beklagten Missstände-mitverantwortlich waren und vor Ort

nichts zu deren Beseitigung beitragen konnten. lm Gegenteil, sie mussten umwege

auf sich nehmen und waren somit Nötigungsopfer. Der Beschuldigte bestreitet,

dass es Nötigungsopfer gegeben habe (Prot. I S. 23 f.,44; Urk. 104 S' 32 ff')' Wenn

aber die Uraniastrasse in Zilrich als eine der wichtigen Verkehrsachsen in der Stadt

Zürich von Demonstrierenden für den lndividualverkehr (insbesondere an einem

werktag) blockiert wird, ist es gerichtsnotorisch, dass Vekehrsteilnehmer um-

leitungen oder einen stau, die zu ungeplanten Zeitvezögerungen führen, nicht

begrüssen, weshalb dem Argument des Beschuldigten nicht gefolgt werden kann.

Auch in Anbetracht dieser umstände waren das Nötigungsmittel und der Nöti-

gungszweck unrechtmässig (BGE 134 lV 216 E. 4.5).

6. Der Beschuldigte bringt vor, dass die Aktion angekündigt, aber nicht bewilligt

worden sei. Man habe am 27. September 2021 ein Gesuch eingereicht. Das

genaue Datum und die genaue Uhzeit seien angekündigt worden. Die Demon-

strierenden hätten darauf vertraut, dass sie das Recht hätten, zu demonstrieren.



Eine Ablehnungsverfügung sei nicht erlassen worden (Prot. I S. 39 f., 42). Der

Beschuldigte wusste letztlich aber, dass er an einer unbewilligten Demonstration

teilnahm. Er selbst bezeichnet sein Verhalten als Aktion des zivilen ungehorsams

und gab an, dass ihm die Möglichkeit, für sein Handeln angeklagt werden zu

können, bewusst gewesen sei (Prot. I S. 17 f.; vgl. vorne in E. 11.5.7). Somit kann

auch nicht von einem sachverhalts-lrrtum (vgl. Art. 13 SIGB) ausgegangen

werden.

7. Der Beschuldigte berief sich sowohl vor Vorinstanz als auch im Berufungs-

verfahren auf die Versammlungs- und Meinungsäusserungsfreiheit gemäss Art. 10

und 1 1 EMRK (Prot. I S. 41 ff.; Prot. ll s. 18 f.). Demonstrationen stehen unter dem

schutz der genannten Grundrechte. Hinsichtlich Kundgebungen auf öffentlichem

Grund wird die Meinungsäusserungsfreiheit insbesondere durch die versamm-

lungsfreiheit konkretisiert. Diese gewährleistet den Anspruch, versammlungen zu

organisieren, an Versammlungen teilzunehmen oder Versammlungen fernzu-

bleiben(Art.22BY;An.11EMRK;Art-21UNO-Paktll;BGE143l147E'3'1f'
S. 150ff.; BGer 1C-181/2019 vom 29.April 2O2O E'4'1; BGE 147 1103; BGer

68 't46Ovom 16. Januar2O24 E' 10.5.2).

Betreffend die strafuarkeit von Blockaden ist die Beeinträchtigung oder die Gefähr-

dung Dritter gegenüber der Versammlungsfreiheit abzuwägen. wichtige Kriterien

zur Beurteilung der Zweck-Mittel Korrelation sind der Zusammenhang zwischen der

Blockade und dem Protestgegenstand, die lntensität der Blockade und die Dring-

lichkeit des behinderten Verkehrs (MAYA HERTIG, in: Basler Kommentar, Bundes-

verfassung, 2015, N. 34 zu Art. 22 BY; vgl. auch BGer 68_1460 vom 16. Januar

2024 E. 10.5.2). Die Blockade der regelmässig stark verkehrsbelasteten

uraniastrasse an einem werktag tangierte nicht in erster Linie den Protest-

gegenstand, sondern während mehreren stunden den lndividualverkehr. Der

Beschuldigte brachte vor vorinstanz und im Berufungsverfahren vor, dass

Demonstrierende im Rahmen einer (friedlichen, unbewilligten) Demonstration nicht

bestraft werden könnten, weil die Versammlungs- bzw. Meinungsäusserungs-

freiheit höher zu gewichten wäre als das Recht des Einzelnen, sich ohne umwege

und Behinderungen im Verkehr zu bewegen, wenn aber Demonstrierende

-14-



absichilich das tägliche Leben und die rechtmässigen Aktivitäten von anderen

Personen stören, kann dies eine strafrechtliche Verurteilung rechtfertigen, sofern

das Ausmass der Demonstrierenden über die normale Ausübung der friedlichen

Versammlungsfreiheit hinausgeht (vgl. urteil des EGMR Nr. 26986/03 vom

15. November20OT i.S. Gatstyan gegen Armenien, § 115; BGer 68-1460 vom

16. Januar 2024, E. 10.4.4). Die Grenzen der Toleranz der BehÖrden gegenüber

einer unbewilligten Demonstration hängen vom Einzelfall ab, insbesondere von der

Dauer und dem Ausmass der stÖrung der öffentlichen ordnung. Vorliegend wusste

der Beschuldigte, dass die Demonstration unbewilligt war. Die Demonstration fand

an einem werKag auf der stark befahrenen uraniastrasse in der stadt Zürich statt

und dauerte mindestens zwei Stunden. lm Übrigen waren die Organisatoren mit

der Polizei im Vorfeld der Aktion vom 4. Oktober 2021 im Austausch. Die Polizei

offerierte Alternativen in Bezug auf einen möglichen ort der AKion in der stadt

Zürich, was aber offensichtlich von den organisatoren abgelehnt wurde - wie aus

einem von der Verteidigung ein§ereichten E-Mail-Austausch zwischen den organi-

satoren und der Stadtpolizei Zürich hervorgeht -, da es in der Folge zur

Demonstration an der uranistrasse in Zürich kam (vgl. urk. 35/6). Vor diesem

Hintergrund ging die vorliegende Demonstration deutlich über das im Rahmen einer

politischen AuseinanderseEung geduldete Mass an politischer Einflussnahme,

versammlung und Meinungsäusserung hinaus. Die Meinungsäusserung (Themati-

sierung der Klimakrise) als Zweck der Versammlung triü in den Hintergrund- Die

Blockade der uraniastrasse in ZÜrich ist demzufolge auch unter Nachachtu,ng der

Versammlungs- und Meinungsäusserungsfreiheit unrechtmässig'

8. Gemäss ständiger bundesgerichtlicher Rechtsprechung ist Klimanotstand

nicht deckungsgleich mit strafrechtlichem Notstand gemäss Art. 17 SIGB' Sind die

engen Voraussetzungen dieser Bestimmung, namentlich eine unmittelbare Gefahr

für bestimmte lndividualrechtsgüter, zu deren schutz kein anderes Mittel als die

Notstandshandlung zur Verfügung steht, nicht erfüllt, entfällt eine Rechtfertigung

für strafbares Verhalten. Die Klimaerwärmung kann nicht mit dem Rechtsbegriff der

unmittelbaren Gefahr im sinne von Art. 17 StGB gleichgesetzt werden (BGer

68_18312023 vom 15. Mär22024 E.4 mit Verweis auf BGE 147 lV 297 E.2.5;

BGer 68 106112021 vom 9. Mai 2022 E.3.4; 68_14512O21 vom 3. Januar 2O22

-15-



E.4). Der Beschuldigte hatte fÜr seine Mitwirkung an der inkriminierten Aktion

keinen unmittelbaren, individuellen Notstandsgrund vozuweisen und die Blockade

war auch nicht geeignet, die Klimakrise zu beheben. Damit bleibt fesEuhalten, dass

Lösungen zur Bewältigung der Klimakrise auf dem politischen weg gefunden

werden müssen und nicht in Gerichtsäälen erstritten werden können. weitere Aus-

führungen zu den ausschweifenden rechtsphilosophischen Ausführungen des Be-

schuldigten (Urk. 104 f.) können nach dem Gesagten unteöleiben'

9. Der Beschuldigte wusste, dass die Demonstration auf der uraniastrasse statt-

finden und somit zu einer Verkehrsblockade führen und dem lndividualverkehr ein

überqueren der Bahnhofstrasse verunmöglichen würde. Er wollte dies auch. Der

Beschuldigte war Teil der Demonstration, hielt ein Transparent und stand (bzw.

sass) auf der Fahrbahn der uraniastrasse. Ebenso wusste er, dass es sich um eine

unbewilligte Demonstration handette. Damit handelte er direktvorsätzlich im Sinne

von Art. 12 Abs. 2 SIGB.

lV. Sanktion

1. Die Vorinstanz hat den Beschuldigten mit einer Geldstrafe von 15 Tages-

sätzen zu Fr. 90.- bestraft (urk. 58 S. 26). Die Verteidigung hat sich im vorinstanz-

lichen Verfahren und im Berufungsverfahren nicht zu einem allfälligen Strafrnass

geäussert.

2. Die vorinstanz hat den anwendbaren strafrahmen korrekt bemessen und die

notwendigen theoretischen Ausführungen zur richterlichen strafzumessung ge-

macht (Urk. 58 S. 22 tt.; An.47 StGB; Art. 81 Abs. 4 StPo). Der Tatbestand von

Art. 181 SIGB sieht einen ordentlichen strafrahmen von bis zu drei Jahren Frei-

heitsstrafe oder Geldstrafe vor. strafschärfungs- oder strafmilderungsgründe, die

ein Verlassen des ordentlichen Strafrahmens rechtfertigen würden, liegen nicht vor'

-16-

10. Zusammenfassend ist festzuhalten, dass der Beschuldigte der Nötigung im

Sinne von Art. 181 SIGB zu verurteilen ist.



17

3. Es besteht vorliegend keine Veranlassung, auf eine Freiheitsstrafe zu

erkennen (Art. 41 Abs. 1 stGB). Mit der vorinstanz ist daher eine Geldstrafe zu

verhängen.

4. Die Vorinstanz hat festgehalten, dass sich der Beschuldigte von ca. 12. 1 I Uhr

bis um ca. 15.37 Uhr auf der Uraniastrasse aufhielt und mit anderen Demon-

strierenden den lnvidiualverker lahmlegte bzw. dieser grosszügig umgeleitet

werden musste. Vorliegend wurde präzisiert, dass sich der Beschuldigte bis min-

destens 14.30 Uhr (Beginn der Auflösung) auf der uraniastrasse aufhielt (vgl.

E. 11.5.2). Der Beschuldigte beteiligte sich an dieser Aktion und blockierte den

privaten Verkehr gezielt an einer verkehrstechnisch wichtigen stelle an einem

Werktag und hinderte dadurch eine Vielzahl von unbeteiligten Verkehrsteilneh-

menden an der Ausübung ihres freien Willens. Der Beschuldigte bzw' die

Demonstrierenden bedienten sich jedoch keiner Gewalt; die Demonstration verlief

soweit friedlich. Beim Beschuldigten ist daher kaum eine kriminelle Energie er-

sichtlich. Sein Motiv ist nachvollziehbar und es ist ihm entlastend anzurechnen.

Allerdings ist eine Nötigung das falsche Mittel, um den Planet Erde bzw. die ganze

Welt zu retten. Zudem handelte er direktvorsätzlich.

lnsgesamt ist das Tatverschulden als sehr leicht einzustufen. Mit der Vorinstanz ist

die EinsaEstrafe auf 15 Tage festzuseEen.

5. Zur Täterkomponente: Der Beschuldigle arbeitet als Gymnasiallehrer in

einem 60% Pensum und ezielte im Jahr 2023 ein Einkommen in Höhe von

Fr. 60'000.-. weiter gab er an, verheiratet zu sein und zwei Kinder im Alter von 9

und 11 Jahren zu haben. Er wohne in seinem eigenen Haus und mÜsse Hypo-

thekazinsen bezahlen. Der Beschuldigte gab weiter an, er habe abgesehen von

der Hypothek kein Vermögen und keine Schulden.

Gemäss Strafregisterauszug ist der Beschuldigte in der Schweiz nicht voöestraft

(urk. 77). Zum Nachtatverhalten kann der Beschuldigte weder Einsicht noch

Reue für sich beanspruchen. Die Täterkomponenten sind neutral zu werten.

Nach der Beurteilung der Täterkomponente ist die Einsatzstrafe unverändert mit

15 TagessäEen zu bemessen.
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6. Unter den gegebenen umständen erscheint ein Tagessatz von Fr. 90.- an-

gemessen (Art. 34 Abs. 2 SIGB).

7. Die Vorinstanz hat zutreffend die allgemeinen Regeln und die konkrete An-

rechnung der Untersuchungshaft von einem Tag erläutert (urk. 58 S. 26). Es kann

darauf venariesen werden. Ein Tag Untersuchungshaft ist in Anwendung von

Art. 51 SIGB an die ausgefällte Geldstrafe anzurechnen. Ein Tag Haft entspricht

dabei einem TagessaE Geldstrafe.

V. Vollzug

,l. Die Vorinstanz hat die Voraussetzungen fÜr einen Aufschub der strafe aufge-

zeigt (Urk. 58 S. 26 f.)- Darauf kann venruiesen werden'

2. Der nicht vorbestrafte Beschuldigte dürfte durch die vorliegend auszu-

sprechende Geldstrafe genügend beeindruckt sein, sodass er sich künftig wohlver-

halten wird.

I . Ausgangsgemäss ist die vorinstanzliche Kostenregelung zu bestätigen

(Art.426 SIGB).

2. lm Berufungsverfahren wurde dem Beschuldigten mit Beschluss vom 14. April

2023 (Urk. 81) sowie mit Beschluss vom 2. April 2024 (Urk. 120) bereits eine Ge-

richtsgebühr von je Fr. 1'000.- auferlegt. Die Gerichtsgebühr für den Entschied in

der Hauptsache ist auf Fr. 4'000.- fesEusetzen (An.424 Abs' 1 SIPO i'V'm' § '16

Abs. 1 und § 1a GebVO OG).

3. Die Gewährung des bedingten vollzugs der Geldstrafe erscheint deshalb in

übereinstimmung mit der Vorinstanz als angemessen. Die Probezeit ist beim

Beschuldigten als Ersttäter auf zwei Jahre festzusetzen (N1. 44 Abs. 1 SIGB).

Vl. Kosten- und Entschädigungsfolgen
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2

3

3. Der Eeschuldigte unterliegt im Berufungsverfahren mit seinen Anträgen voll-

umfänglich, weshalb ihm die Kosten dieses Verfahrens aufuuerlegen sind (Art. 428

SIPO) und es ist ihm keine Prozessentschädigung zuzusprechen'

Es wird erkannt:

1 . Der Beschuldigte ist schuldig der Nötigung im Sinne

vonArt. 18"1 SIGB.

Der Beschuldigte wird bestraft mit einer Geldstrafe von 15 TagessäEen zu

Fr. 90.-, wovon 1 Tag*satr als durch Haft geleistet gilt

Der Vollzug tler Geldstrab wird aufg*ctroben und die Probezeit auf 2 Jahre

festgesetä.

Das erstinstanzliche Kostendispositiv (Ziffem 4 und 5) wird bestätigt'

Die zweitinstanztiche Gerichtsgebühr wird festgesetzt auf Fr. 4'000.-.

Die Kosten des Berufungsverfahrens werden dem Beschuldigten auferlegt'

Mündliche Erüfhung und schriftliche Mitteilung im Dispasitiv an

- die Verteidigung im Doppel für sich und zuhanden des Beschuldigten
(übergeben)

- diestaatsarnmltschaftZlirich-Limmat(versandt)

sowie in vollstilndiger Ausfertigung an

- die Verteidigung im Doppel für sich und zuhanden des Beschuldigten

die Staatsanwahschaft zürich-Limmat

und nach unbenütztem Ablauf der Rechtsmittelfrist bzw. Erledigung

allfälliger Rechtsmittel an

- die Vorinstanz

- die Koordinationsstelle VOSTRA/DNA mit Formular A-

4

5

6

7
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I Gegen diesen Entscheid kann bundesrechtliche Beschwerde in Straf'

sachen erhoben werden.

Die Beschwerde ist innert 30 Tagen, von der Zustellung der vollständigen,

begründeten Ausfertigung an gerechnet, bei der gemäss Art 35 und 35a

BGerR zuständigen strafrechtlichen Abteilung des Bundesgerichts (1 000

Lausanne 14) in der in Ar1.42 des Bundesgerichtsgesetzes vorgeschriebe-

nen Weise schriftlich einzureichen.

Die Beschwerdelegitimation und die weiteren Beschwerdevoraussetzungen

richten sich nach den massgeblichen Bestimmungen des Bundesgerichts-

geseEes.

Obergericht des Kantons Zürich
l. Straftammer

Zürich,5. April2024

dent: Der Geri reiber:

lic . Ch. Prinzr M I
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Zur nq

Der/die verurteilte wird auf die Folgen der Nichtbewährung während der Probezeit aufmerksam

gemacht:

wurde der vollzug einer Geldstrafe unter Ansetsung einer Probezeit aufgeschoben, muss sie vor-

erst nicht bezahlt werden. Bewährt sich der/die verurteilte bis zum Ablauf der Probezeit, muss

er/sie die cetdstrafe definitiv nicht mehr bezahlen (Art. 45 SIGB); Analoges gilt für die bedingte

Freiheitsstrafe.

Eine bedingte strafe bzw. der bedingte Teil einer strafe kann im Übrigen vollzogen werden

(Art. 46 Abs. 1 bzw. Abs. 4 SIGB),

- wenn der/die verurteilte während der Probezeit ein verbrechen odervergehen begeht,

- wenn der/die verurteilte sich der Bewährungshilfe enEieht oder die weisungen missachtet'



N
Kantcn Zalrich

Staats.nwaltschaft Zürich - Limmat

rcl &1l2o2r /r 0&l{898
Züdch, 11. Augus{ 2022

Ausgehändigt am 11 .08.2022

Strafbefehl
Art. 352 SIPO

Die Staatsanwaltschafr Zürich - Limmat

hat in Sachen

Beschuldigte
Person

Han

Sffiestand
Recfitsgrurxlbg€

aus und der

wohnhaff

vom 04.'10.2(121, 15:37 Uhr bb 04.'lO.2O2'1,20:0O Uhr

öügung

An.3{i2fi. SiPO

am

erkannt:

1. Der beschuldigte ist schuldig

r der Nöügung im Sinne von Arl. 181 SIGB.

2. Die beschuldigte Person wird bestraft mit einer Geldstrafo von 15 Tagessälzen
zuJe CHF 90.00, ertsprecherd CHF 1'350.00, lvovon 1 TagessaE durch Haff er-
standen ist. Der VolEug der Geldstrafe wird aufgeschoben' unter AnseEung einer
Probezeit von 2 Jahren.

3. Die Verfahrenskost€n werden der beschuldig[en Peßon auferlegt.

4. Diese Kosten bestehen in:

CHF 1'000.00 Gebühr für das Vorverfahren

CHF I'O0O.0O SobtotalVerfehrenskosten(alltälligeweiterevorbehalten)

CHF 1'000.00 Total

Falr adetlegle KGten sien die Zentrale lnkässosiolle der Gedite nach Entritt der Recfit§krai
d-rese3 S'tralbefehls Recfi nung,

Altfäüig€ si$ nadtfäg[idr erg€bende Kosten aus R€dnungen für Arstagen der Unlersucfiung sind
al bezahlen und Eerden nacfivenedmel.
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5. Mitteilung an:

. die Leitung der Staatsanwaltschaft Züdch - Limmat

o die beschuldigrte Person (vorgenannt übergeben)

sowie nach Einüitt der Rechtskraft an:

r die Zentrale lnkassostelle der Gerictrte (elektronisch durch die Kasse der
Staatsanweltschafl)

. die Kasse der Staatsanwähschafi Zürich - Limmat

. die Koordinationsstell€ Vostra (Strafregister), Postfuch, 8090 Zürich

6. Gegen den Strafbefehl können nach Art. 35ll SIPO die beschuldigte Person, die
Leitung der Staatsanwaltschatt und weilere Betroffene bei der Staatsarwaltschaft
innert 10 Tagen schrifrich Einsprache erheben- Die Einsprachen sind zu begrün-
den; ausgenommen ist die Einsprache der beschuldigten Person. Ohne gültige
Einsprache wird der Strafrefehl zum rechtskräfligen und vollstreckbaren Urteil.

Eingaben müssen späeslens am htAen Tag der Frßt bei der Straibehötde abgegeben oder zu
deren Handen der SclMeizeriscrEn Post, einer sch$/eizerischen diplomalischsn oder konsularischen
Vertretung oder, im Falle von inhaflierten Personen, der Ansialtsleitlng ilbergeben werden (An. 91

Abs. 2 SIPO).

Tatbestand und Begrändung:

D6rbe*fiuHigte[mhd
o jemanden durfi Gäralt oder Andrchung entstlHter Necl eile oder &rch andsre

Bescfiränkung Beiner Handluqsffiheil gen(Iigt, eturelr a,t trn, aJ unlerlassen oder
an dulden

indem sr Fo€erdgs bt:

NötigungStraftatbestand

Eesd ld(Jte Per§on

Datum urd Zrit

Oelikbort

Talvorgeäen

0410.2021, ca. 12:19 Uhr bis 04.10.2021, ca. '15:37 Uhr

Strasse, Uraniastrasse 4, 8001 Zürich

Aufgrund eines Onlineautrufes der Umweltschutzorganisation
"Extinclion Rebellion", worin diese angekündigt hatte, den Ver-
kehr der Stadl Zürich lahm zu legen, versammelte sich eine grös-
sere Anzahl Personen an der Uraniastrasse in 8001 Zürich. Etwa
um 12:00 Uhr slellte sich eine gröss€re Anzahl Personen auf He.
he der Uraniastrasse 4 auf die Fahrbahn und blockierte damit den
Shassenverkehr, der aus diesem Grunde von der Polizei gross-
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zügig umgeleitet werden musste. Nach Abmahnung. die Strasse

bis um 14:30 Uhr zu verlassen und für den Verkehr freizugeben.

blockierte bis l6:45 Uhr immer noch eine grosse Anzahl von Teil-
nehmenden dieser illegalen Demonstration die Strasse

Der Beschuldigte war Teilnehmer dieser illegalen

AKion, indem er sich ebenfalls während längerer zeit, mindeslens
von 12:19 Uhr bis zu seiner Verhaftung um 15:37 Uhr am ge-

nannten Ort aufhielt und zusammen mit weiteren Demoteilneh-
menden den Strassenverkehr lahmlegte. Der Beschuldigte stellte
sich mit seinem Tun hinter die Ziele der Umweltschutzbewegung
"Extinction Rebellion", welche Zürich lahmzulegen beabsichtigte
und stellte damit seinen eigenen \Mllen über denienigen der Be-

völkerung- Damit zwang er zahlreiche Verkehrsleilnehmende (u.a.

die Verkehrsbetriebe Zürich als Dienstabteilung der Geschädigten
Stadt Z0rich) dazu, ungewollt einen Umweg einzuschlagen oder

im Stau stecken zu bleiben und Zeit zu verlieren. Diese wurden
dazu gezwungen, ihre ursprtinglichen Pläne dieser Situation an-

zupassen, was der Beschuldigte zumindest für möglich hiett und

dennoch in Kauf nahm.

Zürich-Limmat

leiterStaatsanwalt
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Erläüterungen zum Strafbeteht

1. Mit einem Strafbefehl kann das Vorverfahren ohne rüeitere Beweisabnahmen und ohne
Gerichtsveöa.ldlung erledigt werden.

2. Sind alle Parteien mit diesem Strafbefehl einverstanden, wird er zum rechbkräftigen Urteil.

3- Wird der Strab€fehl angenommen und keine Einsprache efioben, vezichtet die beschul-
digte Person damit darauf, von der Staatsanwaltschaft persttnlich angehört zu werden. Sie
kann weder geltend machen. dass aus ihrer Sicht Gründe ror die Bestellung einer amtli
chen Verteidigung vorliegen. noch sich abschliessend zur Beschuldigung oder zur Strafzu-
me§sung äussem.

4. Eine Partei, die mit dem Strab€fehl nicht einverstanden ist kann innert Frist schriftlich Ein-
sprache erheben. Die Einsprachen sind zu begründen; ausgenommen ist die Einsp,ache
der beschu ld igten Person.
lm Falle ejner Einsprache nimmt die Staatsanwaltschafi die zur Beurteilung der Einsprache
noturendigen Beweise ab. Es ist daher jederzeit mit einer Vorladung zu einer Einvemahme
zu redlnen.
thibt eine Einsprache erhebende Person trots Vorladung einer Einvemahme un€ntschul-
digt Em, so gilt ihre Einsprache ab zuockgezogen und der Sbafrefehl ist rEchtskränig.
Hält die Straatsanwattschäfi am Slrabefehlfust 0berweist sie die Einspracfie mit den Akten
dem Einzelgeticht zur Durchf0hrung des Hauptverfahrens. Der Shaftefehl gilt als Anklage-
schrin-
Die Staatsanwaltschafi kann stattdessen das VerEhren einstellen, emeut einen Strabetehl
etlassen oder Anklage erheben.

5. Bezieht sich die Einsprache nur auf die Kosten und Enlschädigungen oder weitere Neben-
folgen, so entscheidet das Gericht in einem schrifüichen Verfahren, es sei denn, die Ein-
sprache erhebende Pe6on verlange ausdrarcklich eine Veftandlung.

6. Wer zu einer bedingten Geldstrafe verurteilt wurde, muss diese einst'rreilen nicht bezahlen.
lm Falle der Bewährung vyährend der angesetaen Probezeit entlällt eine Bezahlung end-
gültig. Wer $rährcnd der Probezeit erneut straffällig \ ird, muss damit rechnen, die Geldst"a-
te zusäElici zur neuen Strafe zahlen zu m0ssen. Die Pmbez€it beginnt mit der Eröfinung
dieses Strafuefehls zu laufen.

7. Die Rechnungsstellung erblgt durch dae Zentrale lnkassoslelle der Geric-hte in der Regel
ca- 1 bis 2 Monate nach ZusGllung des Strafbefehh. Vereinbarungen ober Ratenzahlungen
sind möglbh und nach Erhalt der Rechnung direK mtt der lnk6sostelle zu treffen.

Fngen zum Vollzug wn Freiheitsstßfen oder gemeinnütziger fubeil und zur DurchfAhrung wn
Lemprognmmen ric$ten Sie bitte an das Amt für Just'zvollzug urld Wiedereingliederung, Hohl-
strässe 552, Posfach, 8090 Zorich.Cfel. 043 258 3a 00). FOt Fagen des lnkassos von Veiah-
renskoslen, Bussen und Geld§rafe, wenden Sie sich - erst @b Erhalt der Rechnung - an die
Zentrale lnkassosElle der Gerichte am Obergericht des lGntons Zorich, Hirschengraben 13/15,
Postfach 240't. 802i Ztlrich. Fragen zu den ubrEen Belangen sind an die Steatsanwattschafi
Zorich - Limmat Stauffacherstrass€ 55, Postfach, 6036 Zürich ffel. 044 248 21 1 1) zu ricfiten.

- 9. JIJL|m?{
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